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Werte Unterzeichner*innen des Offenen Briefes 
Werte Kolleginnen und Kollegen!   

Wir brauchen Eure/Ihre Mitarbeit! 

Die Regierungen der USA, Deutschland und anderer NATO-Staaten liefern der Ukraine 
noch mehr Waffen, u.a. modernste Kampfpanzer und Ukraine-Präsident 
Selenskyj fordert sofort noch mehr Waffen u.a. Kampfflugzeuge usw. … Eine neue 
Eskalationsstufe ist damit erreicht, während schon bis jetzt 100.000de 
(Hunderttausende) ukrainischen und russische Soldaten sterben. Wir werden 
schrittweise auf einen großen, ja einen Weltkrieg vorbereitet, an dem wir, geht es 
auch nach unserer Regierung, teilnehmen sollen. 

Was täglich immer mehr stattfindet ist: kontinuierliche Missachtung unserer 
Neutralität, Verletzung des Neutralitätsgesetzes und des Staatsvertrages 
durch unsere Regierung, Schweigen bei den anderen Parteien, 
Kriegspropaganda für die Erweiterung des Krieges zum großen Krieg:  

Verteidigungsministerin Klaudia Tanner (wir sollten sie schon Kriegsministerin 
nennen) fordert für Österreich, dass wir uns auf mögliche Raketenangriffe 
vorbereiten. Sie hofft auf eine rasche Umsetzung des und Teilnahme Österreichs am 
„Europäischen Sky Shield“ (Luftabwehr), der praktisch ident mit dem 
Luftabwehrsystem der NATO ist und von Deutschland vorangetrieben wird.  

Mit ihren Aussagen droht Verteidigungsministerin Tanner das neutrale Österreich in 
die vom Westen mit seinen Kampfpanzerlieferungen gesteigerte Eskalationsspirale 
hineinzuziehen. Zudem bringt die Ministerin ohne eine Bedrohung von Österreich die 
sog. EU-Beistandsklausel ins Spiel. Diese besagt, dass von Österreich als Nicht-NATO-
, aber als EU-Mitgliedstaat verlangt werden könne, im Falle eines bewaffneten Angriffs 
auf das Hoheitsgebiet eines EU-Mitgliedsstaates, diesem alle in seiner Macht stehende 
Hilfe und Unterstützung zukommen lassen müsste, so die Ministerin in ihrer APA-
Aussendung. Das ist ungeheuerlich, denn es gibt im EU-Vertrag für neutrale Staaten 
die „Irische Klausel“, wonach es diesbezüglich keinen Automatismus gibt, mitmachen 
zu müssen. 

Und vor allem: das ist mit unserer Neutralität absolut unvereinbar. Ministerin 
Tanner will im vorauseilendem Gehorsam gegenüber NATO/EU eine Teilnahme an 
NATO/EU-Deutschland-Aufrüstung und Kriegseintritt gegen Osten als angeblich von 
der EU gesetzlich auch für Österreich unausweichlich vorgeschrieben hinstellen und 
diese ungeheuerliche Unwahrheit der Bevölkerung „kommunizieren“, also per 
einheitlicher Medienpropaganda einhämmern lassen. Deshalb ihr Vorstoß. Das ist 
inakzeptabel! Die Ministerin müsste sofort zurücktreten bzw. der Bundespräsident 
müsste sie sofort abberufen. Tut er aber leider nicht, er macht das Gegenteil. Er, das 
gewählte Staatsoberhaupt der Republik, verwendet bei seiner Antrittsrede zur 
Wiederwahl die Kritik am rechten FPÖ-Kickl, um gerade für den Krieg gegen Russland 
Propaganda zu machen und damit all jene, die gegen diesen Krieg die Stimme 
erheben, als FPÖ-nahe und/oder als undemokratisch hinzustellen und damit 
niederzumachen.  



Statt entsprechend der immerwährenden Neutralität Österreichs eine aktive 
Neutralitätspolitik zu betreiben, die gerade in Zeiten von Krieg darin bestehen muss, 
Kriegsursachen und Kriegstreiber zu benennen und zu verurteilen, für Frieden und 
Waffenstillstand einzutreten, sich als Land für Friedensverhandlungen anzubieten, 
fährt Van der Bellen nach Kiew. Dort erklärt er bedauernd vor Präsident Selenskyj, 
dass Österreich neutral sei, deswegen und weil Österreichs Bundesheer in den letzten 
Jahren zu wenig aufgerüstet wurde, es der Ukraine keine Waffen liefern könne. Das 
ist ein Skandal und eine gefährliche Verletzung der Neutralität Österreichs. Denn egal 
wie viele Waffen Österreich hätte, es darf und soll so oder so wegen seiner 
völkerrechtlich und verfassungsmäßig verbindlichen immerwährenden Neutralität 
keine Waffen an Kriegsparteien liefern. So eine Politik ist nicht neutral, ist nicht 
friedenssichernd, sondern im Gegenteil, kriegstreibend und zieht unser Land in 
Kriegshandlungen erst hinein. 

Was haben Frau Ministerin Tanner, die Bundesregierung oder der Herr 
Bundespräsident für ein Demokratieverständnis - 90% der 
Österreicher*innen sind für die Beibehaltung der Neutralität! 

Podiumsdiskussion 15. März 2023, 18:30 

1933 - 1938 - 2023    

90 Jahre Ausschaltung des Parlaments – 85 Jahre Auslöschung Österreichs 
und Krieg. Die Lehre daraus - Österreichs Neutralität. Heute gilt umso mehr: 
Für unsere Demokratie eintreten, für Frieden und Neutralität! Nie wieder 
KRIEG! 

Podiumsdiskussion im ÖGB-Haus u.a. mit FSG-vida, Univ. Prof. Heinz Gärtner ... 

Veranstalter sind die Gewerkschafter*innen gegen Atomenergie und Krieg, das Österr. Solidaritätskomitee, 
sowie die Plattform ProDemokratie, welche die Initiative „Unsere Neutralität – unsere Sicherheit“ 
(www.unsere-neutralität.at) im vergangenen Sommer gestartet haben.  

Zur weiterführenden Information anbei Links und Anhänge: 

1. APA-Aussendung von Verteidigungsministerin Tanner: 
https://orf.at/#/stories/3303015  

2. Artikel in englisch: 
https://www.rand.org/pubs/research_briefs/RB10014.html;  deutsch im Anhang 

3. ein Artikel USA Rüstungsforcierung für Krieg - im Anhang 

4. ein Artikel zur Ukraine Februar 2020 - im Anhang 

5. ein Artikel zur Ukraine Juli 2022 - hier der Link: 
https://www.nachdenkseiten.de/?p=86079 und im Anhang (Wir teilen nicht alle 
Inhalte/Artikel dieser Webseite, finden aber den zitierten Artikel interessant) 

6. Artikel im Anhang: Interview mit General a.D. Harald Kujat, geboren am 1.März 
1942, war u.a.Generalinspekteur der Bundeswehr und als Vorsitzender des 
Nato-Militärausschusses höchster Militär der Nato. https://zeitgeschehen-im-
fokus.ch/de/newspaper-ausgabe/nr-1-vom-18-januar-2023.html (Wir teilen nicht 
alle Inhalte/Artikel dieser Webseite, finden aber den zitierten Artikel interessant) 

7. NATO General a.D. Kujat Ausschnitt Interview 18.01. 2023 - im Anhang 
 



aus: 
https://zeitgeschehen-im-fokus.ch/de/newspaper-ausgabe/nr-1-vom-18-januar-2023.html

Ukrainekonflikt: «Jetzt wäre der richtige
Zeitpunkt, die abgebrochenen Verhandlungen
wieder aufzunehmen»
«Waffenlieferungen bedeuten, dass der Krieg sinnlos verlängert wird»
Interview mit General a. D. Harald Kujat*           18. Jänner 2023               

Ich möchte noch auf ein Ereignis zu sprechen kommen. Frau Merkel hat in einem 
Interview …
… ja, was sie sagt, ist eindeutig. Sie hätte das Minsk II-Abkommen nur ausgehandelt, um der
Ukraine Zeit zu verschaffen. Und die Ukraine habe diese auch genutzt, um militärisch aufzurüsten.
Das hat der ehemalige französische Präsident Hollande bestätigt.
Petro Poroschenko, der ehemalige ukrainische Staatspräsident, hat das ebenfalls 
gesagt.
Russland bezeichnet das verständlicherweise als Betrug. Und Merkel bestätigt, dass Russland ganz
bewusst getäuscht wurde. Das kann man bewerten, wie man will, aber es ist ein eklatanter
Vertrauensbruch und eine Frage der politischen Berechenbarkeit. Nicht wegdiskutieren kann man
allerdings, dass die Weigerung der ukrainischen Regierung – in Kenntnis dieser beabsichtigten
Täuschung – das Abkommen umzusetzen, noch wenige Tage vor Kriegsbeginn, einer der Auslöser
für den Krieg war. Die Bundesregierung hatte sich in der Uno-Resolution dazu verpflichtet, das
«gesamte Paket» der vereinbarten Massnahmen umzusetzen. Darüber hinaus hat die
Bundeskanzlerin mit den anderen Teilnehmern des Normandie-Formats eine Erklärung zur
Resolution unterschrieben, in der sie sich noch einmal ausdrücklich zur Implementierung der
Minsk-Vereinbarungen verpflichtete.
Das ist doch auch ein Völkerrechtsbruch?
Ja, das ist ein Völkerrechtsbruch, das ist eindeutig. Der Schaden ist immens. Man muss sich die
heutige Situation einmal vorstellen. Die Leute, die von Anfang an Krieg führen wollten und immer
noch wollen, haben den Standpunkt vertreten, mit Putin kann man nicht verhandeln. Der hält die
Vereinbarungen so oder so nicht ein. Jetzt stellt sich heraus, wir sind diejenigen, die internationale
Vereinbarungen nicht einhalten.   (Interview Seite 6)

Interview Thomas Kaiser

Das gesamte Interview haben wir vielen von Ihnen zugesandt, sonst siehe obigen link. 

* General a.D. Harald Kujat, geboren am 1. März 1942, war u. a. Generalinspekteur der
Bundeswehr und als Vorsitzender des Nato-Militärausschusses höchster Militär der Nato. Zugleich
amtete er als Vorsitzender des Nato-Russland-Rates sowie des Euro-Atlantischen-
Partnerschaftsrates der Generalstabschefs. Für seine Verdienste wurde Harald Kujat mit einer
grossen Zahl von Auszeichnungen geehrt, darunter mit dem Kommandeurskreuz der Ehrenlegion
der Republik Frankreich, dem Kommandeurskreuz des Verdienstordens Lettlands, Estlands und
Polens, der Legion of Merit der Vereinigten Staaten, dem Grossen Band des Leopoldordens des
Königreichs Belgien, dem Grossen Bundesverdienstkreuz, sowie mit weiteren hohen
Auszeichnungen, u.a. aus Malta, Ungarn und der Nato.



Von langer Hand geplant  

Die US-Pläne, die Ukraine als Aufmarschgebiet der USA gegen Russland zu verwenden, gibt es 
schon seit über 30 Jahren. Seit der Gründung der Ukraine 1991 finanziert und trainiert die USA das 
ukrainische Militär. Und die USA hat auch nach eigenen Angaben den Maidan Putsch 2014 mit       
5 Milliarden Dollar finanziert.

Schon im April 2019 hat die RAND-Corporation, ein US-Think-Tank, einen Strategieplan 
(=Studie) für die USA gegen Russland in Europa ausgearbeitet, der u.a. Wirtschaftssanktionen, 
weitere Stationierung von atombestückten Raketen bzw. Bombern in Europa und Waffenlieferungen
an die Ukraine beinhaltet.
Die RAND-Corporation nennt sich globale Forschungsorganisation, die „Lösungen für politische 
Herausforderungen entwickelt“. Die Firma beschäftigt 1800 Forscher und andere Spezialisten aus 
50 Ländern und hat Standorte in den USA, Europa, Australien usw. Die Firma wird u.a. vom 
Pentagon, der US-Armee und Luftwaffe, dem CIA und anderen nationalen Sicherheitsbehörden 
finanziert.
Der Strategieplan vom April 2019 untersucht verschiedene Maßnahmen nach den 3 Kriterien 
Erfolgswahrscheinlichkeit, Vorteile bzw. Kosten und Risiko nach den Bewertungen hoch, mittel, 
niedrig! 
Die wichtigsten bzw. wirksamsten Maßnahmen gegen Russland sind laut dieser Studie:
   Erstens: Russland muss auf seiner verwundbarsten Seite angegriffen werden, nämlich 
auf der Seite seiner stark vom Gas- und Ölexport abhängigen Wirtschaft. Es müssen 
deswegen Handels- und Finanzsanktionen eingesetzt werden und gleichzeitig muss 
dafür gesorgt werden, dass Europa die russischen Erdgasimporte verringert, indem es 
sie durch amerikanisches Flüssigerdgas ersetzt.
Genau diese Maßnahmen sind von den USA schon von langer Hand eingeleitet und seit 
Russlands Krieg umgesetzt worden!                                                                                                   
   Zweitens: Militärisch bietet den USA das Aufstellen von mehr strategischen Bombern 
und neuer nuklearer Langstreckenraketen gegen Russland nahe dessen Grenzen die 
hohe Wahrscheinlichkeit für Erfolg bzw. einem hohen Nutzen, die Kosten und das Risiko 
sind niedrig, ergibt die Studie. 
Genau das ist in den letzten Jahren passiert, in Rumänien und  Polen wurden schon  
Raketensysteme installiert. Weiters kreuzen vier US-Kriegsschiffe im Mittelmeer, die mit dem 
Aegis-System ausgestattet sind, das nicht nur Raketenabwehrraketen, sondern auch nuklear 
bestückte Marschflugkörper abfeuern kann.
   Drittens: Waffenlieferungen an die Ukraine!
„Die Bereitstellung tödlicher Hilfe für die Ukraine würde die größte externe 
Verwundbarkeit bedeuten, die in angepasster Weise ausgenutzt werden kann, um die 
Kosten für Russland zu erhöhen – ohne einen viel größeren Konflikt zu provozieren aber 
„jede Zunahme von Waffen und militärischer Beratung durch die USA für die Ukraine 
sollte sorgfältig kalkuliert werden, um die Kosten für Russland zu erhöhen, ohne einen 
viel größeren Konflikt zu provozieren, in dem Russland auf Grund seiner Nähe erhebliche
Vorteile hätte“. Laut der Rand-Corporation Studie ist also die Aufrüstung der Ukraine 
„Russlands größte externe Schwachstelle“.
Die USA  stellten der Ukraine Waffen bzw. weitere Finanzzuwendungen in der Höhe von 
ca.40 Milliarden Dollar bis Ende 2022 zur Verfügung.

Alles zitiert aus: Rand-Corporation „Overextending and Unbalancing Russia“ (den Gegner zu 
übermäßiger Expansion zu zwingen und ihn zu destabilisieren)
https://www.rand.org/pubs/research_briefs/RB10014.html 

https://www.rand.org/pubs/research_briefs/RB10014.html


Der Punkt 3 in der Studie, der besagt, dass die USA der Ukraine Waffen bereitstellt ohne einen viel 
größeren Konflikt mit Russland zu provozieren, stimmt nicht.  Die USA rüsten längst für einen 
großen Krieg und das ukrainische Militär und die europäischen NATO-Soldaten sollen für die USA 
gegen Russland marschieren. Die Autoren der Studie wissen das sicherlich, ziehen es aber 
naheliegender weise vor, es nicht zu erwähnen.



https://zeitgeschehen-im-fokus.ch/de/newspaper-ausgabe/nr-1-vom-18-januar-2023.html

Ukrainekonflikt: «Jetzt wäre der richtige 
Zeitpunkt, die abgebrochenen Verhandlungen 
wieder aufzunehmen»
«Waffenlieferungen bedeuten, dass der Krieg sinnlos verlängert wird»

Interview mit General a. D. Harald Kujat*

 General a. D. Harald Kujat (Bild commons.wikimedia) 

Zeitgeschehen im Fokus Welchen Wert geben Sie der Berichterstattung über die Ukraine in 
unseren Mainstream-Medien?

General a. D. Harald Kujat Der Ukrainekrieg ist nicht nur eine militärische Auseinandersetzung; 
er ist auch ein Wirtschafts- und ein Informationskrieg. In diesem Informationskrieg kann man zu 
einem Kriegsteilnehmer werden, wenn man sich Informationen und Argumente zu eigen macht, die 
man weder verifizieren noch aufgrund eigener Kompetenz beurteilen kann. Zum Teil spielen auch 
als moralisch verstandene oder ideologische Motive eine Rolle. Das ist in Deutschland besonders 
problematisch, weil in den Medien überwiegend «Experten» zu Wort kommen, die über keine 
sicherheitspolitischen und strategischen Kenntnisse und Erfahrungen verfügen und deshalb 
Meinungen äussern, die sie aus Veröffentlichungen anderer «Experten» mit vergleichbarer 
Sachkenntnis beziehen. Offensichtlich wird damit auch politischer Druck auf die Bundesregierung 
aufgebaut. Die Debatte über die Lieferung bestimmter Waffensysteme zeigt überdeutlich die 
Absicht vieler Medien, selbst Politik zu machen. Es mag sein, dass mein Unbehagen über diese 
Entwicklung eine Folge meines langjährigen Dienstes in der Nato ist, unter anderem als 
Vorsitzender des Nato-Russland-Rats und der Nato-Ukraine-Kommission der Generalstabschefs. 
Besonders ärgerlich finde ich, dass die deutschen Sicherheitsinteressen und die Gefahren für unser 
Land durch eine Ausweitung und Eskalation des Krieges so wenig beachtet werden. Das zeugt von 
einem Mangel an Verantwortungsbewusstsein oder, um einen altmodischen Begriff zu verwenden, 
von einer höchst unpatriotischen Haltung. In den Vereinigten Staaten, einem der beiden 
Hauptakteure in diesem Konflikt, ist der Umgang mit dem Ukrainekrieg wesentlich differenzierter 
und kontroverser, gleichwohl aber immer von nationalen Interessen geleitet.

Sie haben sich Anfang 2022, als die Lage an der Grenze zur Ukraine immer zugespitzter wurde, 
zum damaligen Inspekteur der Marine, Vizegeneral Kai-Achim Schönbach, geäussert und sich im 
gewissen Sinne hinter ihn gestellt. Er warnte eindringlich vor einer Eskalation mit Russland und 
machte dem Westen den Vorwurf, er hätte Putin gedemütigt, und man müsse auf gleicher 
Augenhöhe mit ihm verhandeln.

Ich habe mich nicht in der Sache geäussert, sondern um ihn vor unqualifizierten Angriffen in Schutz
zu nehmen. Ich war allerdings immer der Ansicht, dass man diesen Krieg verhindern muss und dass 
man ihn auch hätte verhindern können. Dazu habe ich mich im Dezember 2021 auch öffentlich 
geäussert. Und Anfang Januar 2022 habe ich Vorschläge veröffentlicht, wie in Verhandlungen ein 
für alle Seiten akzeptables Ergebnis erzielt werden könnte, mit dem ein Krieg doch noch vermieden 
wird. Leider ist es anders gekommen. Vielleicht wird einmal die Frage gestellt, wer diesen Krieg 
wollte, wer ihn nicht verhindern wollte und wer ihn nicht verhindern konnte.

Wie schätzen Sie die momentane Entwicklung in der Ukraine ein?

Je länger der Krieg dauert, desto schwieriger wird es, einen Verhandlungsfrieden zu erzielen. Die 
russische Annexion von vier ukrainischen Gebieten am 30. September 2022 ist ein Beispiel für eine 



Entwicklung, die nur schwer rückgängig gemacht werden kann. Deshalb fand ich es so bedauerlich,
dass die Verhandlungen, die im März in Istanbul geführt wurden, nach grossen Fortschritten und 
einem durchaus positiven Ergebnis für die Ukraine abgebrochen wurden. Russland hatte sich in den
Istanbul-Verhandlungen offensichtlich dazu bereit erklärt, seine Streitkräfte auf den Stand vom 23. 
Februar zurückzuziehen, also vor Beginn des Angriffs auf die Ukraine. Jetzt wird immer wieder der 
vollständige Abzug als Voraussetzung für Verhandlungen gefordert. 

Was hat denn die Ukraine als Gegenleistung angeboten?

Die Ukraine hatte sich verpflichtet, auf eine Nato-Mitgliedschaft zu verzichten und keine 
Stationierung ausländischer Truppen oder militärischer Einrichtungen zuzulassen. Dafür sollte sie 
Sicherheitsgarantien von Staaten ihrer Wahl erhalten. Die Zukunft der besetzten Gebiete sollte 
innerhalb von 15 Jahren diplomatisch, unter ausdrücklichem Verzicht auf militärische Gewalt gelöst
werden.

Warum kam der Vertrag nicht zustande, der Zehntausenden das Leben gerettet und den Ukrainern 
die Zerstörung ihres Landes erspart hätte?

Nach zuverlässigen Informationen hat der damalige britische Premierminister Boris Johnson am 9. 
April in Kiew interveniert und eine Unterzeichnung verhindert. Seine Begründung war, der Westen 
sei für ein Kriegsende nicht bereit.

Es ist ungeheuerlich, was da gespielt wird, von dem der gutgläubige Bürger keine Ahnung hat. Die 
Verhandlungen in Istanbul waren bekannt, auch dass man kurz vor einer Einigung stand, aber von 
einem Tag auf den anderen hat man nichts mehr gehört.

Mitte März hatte beispielsweise die britische «Financial Times» über Fortschritte berichtet. Auch in 
einigen deutschen Zeitungen erschienen entsprechende Meldungen. Weshalb die Verhandlungen 
scheiterten, ist allerdings nicht berichtet worden. Als Putin am 21. September die Teilmobilmachung
verkündete, erwähnte er zum ersten Mal öffentlich, dass die Ukraine in den Istanbul-Verhandlungen
im März 2022 positiv auf russische Vorschläge reagiert habe. «Aber», sagte er wörtlich, «eine 
friedliche Lösung passte dem Westen nicht, deshalb hat er Kiew tatsächlich befohlen, alle 
Vereinbarungen zunichte zu machen.»

Darüber schweigt tatsächlich unsere Presse.

Anders als beispielsweise die amerikanischen Medien. «Foreign Affairs» und «Responsible 
Statecraft», zwei renommierte Zeitschriften, veröffentlichten dazu sehr informative Berichte. Der 
Artikel in «Foreign Affairs» war von Fiona Hill, einer ehemals hochrangigen Mitarbeiterin im 
nationalen Sicherheitsrat des Weissen Hauses. Sie ist sehr kompetent und absolut zuverlässig. Sehr 
detaillierte Informationen wurden bereits am 2. Mai auch in der regierungsnahen «Ukrainska 
Pravda» veröffentlicht.

Haben Sie noch weitere Angaben zu dieser Ungeheuerlichkeit?

Es ist bekannt, dass die wesentlichen Inhalte des Vertragsentwurfs auf einem Vorschlag der 
ukrainischen Regierung vom 29. März beruhen. Darüber berichten inzwischen auch viele US-
amerikanische Medien. Ich habe jedoch erfahren müssen, dass deutsche Medien selbst dann nicht 
bereit sind, das Thema aufzugreifen, wenn sie Zugang zu den Quellen haben.

Sie äussern sich in einem Artikel folgendermassen: «Der Mangel an sicherheitspolitischem 
Weitblick und strategischem Urteilsvermögen in unserem Lande ist beschämend.» Was meinen Sie 
damit konkret?

Nehmen wir als Beispiel den Zustand der Bundeswehr. 2011 wurde eine Bundeswehrreform 
durchgeführt, die sogenannte Neuausrichtung der Bundeswehr. Neuausrichtung bedeutete weg vom 
Verfassungsauftrag der Landes- und Bündnisverteidigung und hin zu Auslandseinsätzen. Zur 
Begründung hiess es, dass es kein Risiko eines konventionellen Angriffs auf Deutschland und die 
Nato-Verbündeten gebe. Personalumfang und Struktur der Streitkräfte, Ausrüstung, Bewaffnung 



und Ausbildung wurden auf Auslandseinsätze ausgerichtet. Streitkräfte, die über die Fähigkeit zur 
Landes- und Bündnisverteidigung verfügen, können auch Stabilisierungseinsätze durchführen, 
zumal die Bundesregierung und das Parlament darüber im Einzelfall selbst entscheiden können. 
Umgekehrt ist das nicht der Fall, denn ob der Fall der Landes- und Bündnisverteidigung eintritt, 
entscheidet der Aggressor. Die damalige Lagebeurteilung war ohnehin falsch. Denn durch die 
einseitige Kündigung des ABM-Vertrages durch die USA war bereits 2002 ein strategischer 
Wendepunkt im Verhältnis zu Russland entstanden. Politischer Wendepunkt war der Nato-Gipfel in 
Bukarest 2008, als US-Präsident George W. Bush versuchte, eine Einladung der Ukraine und 
Georgiens zum Nato-Beitritt durchzusetzen. Als er damit scheiterte, wurde, wie in solchen Fällen 
üblich, eine vage Beitrittsperspektive für diese Länder in das Communiqué aufgenommen.

Sehen Sie aufgrund dieser Entwicklung zwischen Russland und den USA einen Zusammenhang mit 
der aktuellen Krise?

Obwohl durch den Ukrainekrieg das Risiko einer Konfrontation Russlands und der Nato für 
jedermann offensichtlich ist, wird die Bundeswehr weiter entwaffnet, ja, geradezu kannibalisiert, 
um Waffen und militärisches Gerät für die Ukraine freizusetzen. Einige Politiker rechtfertigen dies 
sogar mit dem unsinnigen Argument, dass unsere Freiheit in der Ukraine verteidigt würde.

Warum ist das für Sie ein unsinniges Argument? Alle argumentieren so, selbst der Vorsteher des 
Schweizer Aussendepartements, Ignazio Cassis.

Die Ukraine kämpft um ihre Freiheit, um ihre Souveränität und um die territoriale Integrität des 
Landes. Aber die beiden Hauptakteure in diesem Krieg sind Russland und die USA. Die Ukraine 
kämpft auch für die geopolitischen Interessen der USA. Denn deren erklärtes Ziel ist es, Russland 
politisch, wirtschaftlich und militärisch so weit zu schwächen, dass sie sich dem geopolitischen 
Rivalen zuwenden können, der als einziger in der Lage ist, ihre Vormachtstellung als Weltmacht zu 
gefährden: China. Zudem wäre es doch höchst unmoralisch, die Ukraine in ihrem Kampf für unsere 
Freiheit allein zu lassen und lediglich Waffen zu liefern, die das Blutvergiessen verlängern und die 
Zerstörung des Landes vergrössern. Nein, in diesem Krieg geht es nicht um unsere Freiheit. Die 
Kernprobleme, weshalb der Krieg entstanden ist und immer noch fortgesetzt wird, obwohl er längst 
beendet sein könnte, sind ganz andere.

Was ist Ihrer Meinung nach das Kernproblem?

Russland will verhindern, dass der geopolitische Rivale USA eine strategische Überlegenheit 
gewinnt, die Russlands Sicherheit gefährdet. Sei es durch Mitgliedschaft der Ukraine in der von den
USA geführten Nato, sei es durch die Stationierung amerikanischer Truppen, die Verlagerung 
militärischer Infrastruktur oder gemeinsamer Nato-Manöver. Auch die Dislozierung amerikanischer 
Systeme des ballistischen Raketenabwehrsystems der Nato in Polen und Rumänien ist Russland ein 
Dorn im Auge, denn Russland ist überzeugt, dass die USA von diesen Abschussanlagen auch 
russische interkontinentalstrategische Systeme ausschalten und damit das nuklearstrategische 
Gleichgewicht gefährden könnten. Eine wichtige Rolle spielt auch das Minsk II-Abkommen, in dem
die Ukraine sich verpflichtet hat, der russischsprachigen Bevölkerung im Donbas bis Ende 2015 
durch eine Verfassungsänderung mit einer grösseren Autonomie der Region Minderheitenrechte zu 
gewähren, wie sie in der Europäischen Union Standard sind. Es gibt inzwischen Zweifel, ob die 
USA und die Nato bereit waren, vor dem russischen Angriff auf die Ukraine ernsthaft über diese 
Fragen zu verhandeln.

Wilfried Scharnagl zeigt in seinem Buch «Am Abgrund» bereits 2015 ganz deutlich auf, dass die 
Politik des Westens eine unglaubliche Provokation ist, und wenn EU und Nato ihren Kurs nicht 
ändern, es zu einer Katastrophe kommen könnte.

Ja, damit muss man rechnen. Je länger der Krieg dauert, desto grösser wird das Risiko einer 
Ausweitung oder Eskalation.

Das haben wir bereits in der Kubakrise gehabt.



Das war eine vergleichbare Situation.

Wie beurteilen Sie die beschlossene Lieferung von Marder-Panzern an die Ukraine?

Waffensysteme haben Stärken und Schwächen aufgrund technischer Merkmale und damit – 
abhängig vom Ausbildungstand der Soldaten sowie den jeweiligen operativen Rahmenbedingungen 
– einen bestimmten Einsatzwert. Im Gefecht der verbundenen Waffen wirken verschiedene 
Waffensysteme in einem gemeinsamen Führungs- bzw. Informationssystem zusammen, wodurch 
die Schwächen des einen Systems durch die Stärken anderer Systeme ausgeglichen werden. Bei 
einem niedrigen Ausbildungsstand des Bedienungspersonals oder wenn ein Waffensystem nicht 
gemeinsam mit anderen Systemen in einem funktionalen Zusammenhang eingesetzt wird und 
möglicherweise die Einsatzbedingungen schwierig sind, ist der Einsatzwert gering. Damit besteht 
die Gefahr der frühzeitigen Ausschaltung oder sogar das Risiko, dass die Waffe in die Hand des 
Gegners fällt. Das ist die gegenwärtige Lage, in der moderne westliche Waffensysteme im 
Ukrainekrieg zum Einsatz kommen. Russland hat im Dezember ein umfangreiches Programm zur 
Auswertung der technischen und operativ-taktischen Parameter eroberter westlicher Waffen 
begonnen, was die Effektivität der eigenen Operationsführung und Waffenwirkung erhöhen soll.

Darüber hinaus stellt sich grundsätzlich die Frage der Mittel-Zweck-Relation. Welchem Zweck 
sollen die westlichen Waffen dienen? Selenskij hat die strategischen Ziele der ukrainischen 
Kriegsführung immer wieder geändert. Gegenwärtig verfolgt die Ukraine das Ziel, alle von 
Russland besetzten Gebiete einschliesslich der Krim zurückzuerobern. Der deutsche Bundeskanzler 
sagt, wir unterstützen die Ukraine, solange das nötig ist, also auch bei der Verfolgung dieses Ziels, 
obwohl die USA mittlerweile betonen, es ginge darum, lediglich «das Territorium zurückzuerobern, 
das seit dem 24. Februar 2022 von Russland eingenommen wurde.»

Es gilt somit die Frage zu beantworten, ob das Mittel westlicher Waffenlieferungen geeignet ist, den
von der Ukraine beabsichtigten Zweck zu erfüllen. Diese Frage hat eine qualitative und eine 
quantitative Dimension. Die USA liefern keine Waffen ausser solche zur Selbstverteidigung, keine 
Waffen, die das Gefecht der verbundenen Waffen ermöglichen und vor allem keine, die eine 
nukleare Eskalation auslösen könnten. Das sind Präsident Bidens drei Neins.

Wie will die Ukraine ihre militärischen Ziele erreichen?

Der ukrainische Generalstabschef, General Saluschnij, sagte kürzlich: «Ich brauche 300 
Kampfpanzer, 600 bis 700 Schützenpanzer und 500 Haubitzen, um die russischen Truppen auf die 
Positionen vor dem Angriff vom 24. Februar zurückzudrängen. Jedoch mit dem, was er erhalte, 
seien «grössere Operationen nicht möglich». Ob die ukrainischen Streitkräfte angesichts der grossen
Verluste der letzten Monate überhaupt noch über eine ausreichende Zahl geeigneter Soldaten 
verfügen, um diese Waffensysteme einsetzen zu können, ist allerdings fraglich. Jedenfalls erklärt 
auch die Aussage General Saluschnijs, weshalb die westlichen Waffenlieferungen die Ukraine nicht 
in die Lage versetzen, ihre militärischen Ziele zu erreichen, sondern lediglich den Krieg verlängern.
Hinzu kommt, dass Russland die westliche Eskalation jederzeit durch eine eigene übertreffen 
könnte.

In der deutschen Diskussion werden diese Zusammenhänge nicht verstanden oder ignoriert. Dabei 
spielt auch die Art und Weise eine Rolle, wie einige Verbündete versuchen, die Bundesregierung 
öffentlich nun auch zur Lieferung von Leopard 2-Kampfpanzern zu drängen. Das hat es in der Nato 
bisher nicht gegeben. Es zeigt, wie sehr Deutschlands Ansehen im Bündnis durch die Schwächung 
der Bundeswehr gelitten hat und mit welchem Engagement einige Verbündete das Ziel verfolgen, 
Deutschland gegenüber Russland besonders zu exponieren.

Was nährt Selsenkijs Auffassung, man könne die Russen aus der Ukraine vertreiben?

Möglicherweise werden die ukrainischen Streitkräfte mit den Waffensystemen, die ihnen auf der 
nächsten Geberkonferenz am 20. Januar zugesagt werden, etwas effektiver in der Lage sein, sich 
gegen die in den nächsten Wochen stattfindenden russischen Offensiven zu verteidigen. Sie können 



dadurch aber nicht die besetzten Gebiete zurückerobern. Nach Ansicht des US-amerikanischen 
Generalstabschefs, General Mark Milley, hat die Ukraine das, was sie militärisch erreichen konnte, 
erreicht. Mehr ist nicht möglich. Deshalb sollten jetzt diplomatische Bemühungen aufgenommen 
werden, um einen Verhandlungsfrieden zu erreichen. Ich teile diese Auffassung.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die russischen Streitkräfte offenbar die Absicht haben, das 
eroberte Gebiet zu verteidigen und den Rest des Donbas zu erobern, um die von ihnen annektierten 
Gebiete zu konsolidieren. Sie haben ihre Verteidigungsstellungen gut dem Gelände angepasst und 
stark befestigt. Angriffe auf diese Stellungen erfordern einen hohen Kräfteaufwand und die 
Bereitschaft, erhebliche Verluste hinzunehmen. Durch den Abzug aus der Region Cherson wurden 
ungefähr 22 000 kampfkräftige Truppen für Offensiven freigesetzt. Zudem werden weitere 
Kampfverbände als Verstärkung in die Region verlegt.

Aber was sollen dann die Waffenlieferungen, die das Erreichen von Selenskijs Ziel nicht 
ermöglichen?

Die derzeitigen Bemühungen der USA, die Europäer zu weiteren Waffenlieferungen zu veranlassen,
haben möglicherweise mit dieser Lageentwicklung zu tun. Man muss zwischen den öffentlich 
geäusserten Gründen und den konkreten Entscheidungen der Bundesregierung unterscheiden. Es 
würde zu weit führen, auf das ganze Spektrum dieser Diskussion einzugehen. Ich würde mir 
allerdings wünschen, dass die Bundesregierung in dieser Frage wirklich kompetent beraten wird 
und – was vielleicht noch wichtiger ist – der Bedeutung dieser Frage entsprechend aufnahmebereit 
und urteilsfähig wäre.

Die Bundesregierung ist mit der Unterstützung der Ukraine schon sehr weit gegangen. Zwar 
machen Waffenlieferungen Deutschland noch nicht zur Konfliktpartei. Aber in Verbindung mit der 
Ausbildung ukrainischer Soldaten an diesen Waffen unterstützen wir die Ukraine dabei, ihre 
militärischen Ziele zu erreichen. Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestags hat 
deshalb in seinem Gutachten vom 16. März 2022 erklärt, dass damit der gesicherte Bereich der 
Nicht-Kriegsführung verlassen wird. Auch die USA werden ukrainische Soldaten in Deutschland 
ausbilden. Das Grundgesetz enthält in seiner Präambel ein striktes Friedensgebot für unser Land. 
Das Grundgesetz toleriert die Unterstützung einer Kriegspartei also nur dann, wenn diese geeignet 
ist, eine friedliche Lösung zu ermöglichen. Die Bundesregierung ist deshalb in der Pflicht, der 
deutschen Bevölkerung zu erklären, innerhalb welcher Grenzen und mit welchem Ziel die 
Unterstützung der Ukraine erfolgt. Schliesslich müssten auch der ukrainischen Regierung die 
Grenzen der Unterstützung aufgezeigt werden. Selbst Präsident Biden hat vor einiger Zeit in einem 
Namensartikel erklärt, dass die USA die Ukraine zwar weiter militärisch unterstützen werden, aber 
eben auch ihre Bemühungen, in diesem Konflikt einen Verhandlungsfrieden zu erreichen.

Seit Wochen rennt die ukrainische Armee gegen die Russen an – ohne Erfolg. Dennoch spricht 
Selenskij von Rückeroberung. Ist das Propaganda oder besteht diese Möglichkeit tatsächlich?

Nein, dazu sind die ukrainischen Streitkräfte sowohl nach Einschätzung des amerikanischen wie des
ukrainischen Generalstabschefs nicht in der Lage. Beide Kriegsparteien befinden sich gegenwärtig 
wieder in einer Pattsituation, die durch die Einschränkungen aufgrund der Jahreszeit verstärkt wird. 
Jetzt wäre also der richtige Zeitpunkt, die abgebrochenen Verhandlungen wieder aufzunehmen. Die 
Waffenlieferungen bedeuten das Gegenteil, nämlich dass der Krieg sinnlos verlängert wird, mit 
noch mehr Toten auf beiden Seiten und der Fortsetzung der Zerstörung des Landes. Aber auch mit 
der Folge, dass wir noch tiefer in diesen Krieg hineingezogen werden. Selbst der Nato-
Generalsekretär hat kürzlich vor einer Ausweitung der Kämpfe zu einem Krieg zwischen der Nato 
und Russland gewarnt.

Sie sagen, wir haben wieder eine «Pattsituation». Was meinen Sie damit?

Eine positive Ausgangslage für eine Verhandlungslösung hatte sich beispielsweise Ende März 
vergangenen Jahres ergeben, als die Russen entschieden, vor Kiew abzudrehen und sich auf den 
Osten und den Donbas zu konzentrieren. Das hat die Verhandlungen in Istanbul ermöglicht. Eine 



ähnliche Lage entstand im September, bevor Russland die Teilmobilisierung durchführte. Die 
damals entstandenen Möglichkeiten sind nicht genutzt worden. Jetzt wäre es wieder Zeit zu 
verhandeln, und wir nutzen auch diese Gelegenheit nicht, sondern tun das Gegenteil: Wir schicken 
Waffen und eskalieren. Auch dies ist ein Aspekt, der den Mangel an sicherheitspolitischem 
Weitblick und strategischem Urteilsvermögen offenlegt.

Sie haben in Ihrem Text noch erwähnt, dass der russische Verteidigungsminister Schoigu 
Bereitschaft für Verhandlungen signalisiert hat …

… das hat auch Putin gemacht. Putin hat am 30. September, als er zwei weitere Regionen zu 
russischem Territorium erklärte, ausdrücklich wieder Verhandlungen angeboten. Er hat das 
zwischenzeitlich mehrfach getan. Jetzt ist es allerdings so, dass Schoigu das nicht an Bedingungen 
geknüpft hat, aber Putin hat sozusagen die Latte höher gelegt, indem er sagte, wir sind zu 
Verhandlungen bereit, aber es setzt natürlich voraus, dass die andere Seite die Gebiete, die wir 
annektiert haben, anerkennt. Daran sieht man, dass sich die Positionen beider Seiten immer mehr 
verhärten, je länger der Krieg dauert. Denn Selenskij sagte, er verhandle erst, wenn sich die Russen 
vollständig aus der Ukraine zurückgezogen hätten. Damit wird eine Lösung immer schwieriger, 
aber sie ist noch nicht ausgeschlossen.

Ich möchte noch auf ein Ereignis zu sprechen kommen. Frau Merkel hat in einem Interview …

… ja, was sie sagt, ist eindeutig. Sie hätte das Minsk II-Abkommen nur ausgehandelt, um der 
Ukraine Zeit zu verschaffen. Und die Ukraine habe diese auch genutzt, um militärisch aufzurüsten. 
Das hat der ehemalige französische Präsident Hollande bestätigt.

Petro Poroschenko, der ehemalige ukrainische Staatspräsident, hat das ebenfalls gesagt.

Russland bezeichnet das verständlicherweise als Betrug. Und Merkel bestätigt, dass Russland ganz 
bewusst getäuscht wurde. Das kann man bewerten, wie man will, aber es ist ein eklatanter 
Vertrauensbruch und eine Frage der politischen Berechenbarkeit. Nicht wegdiskutieren kann man 
allerdings, dass die Weigerung der ukrainischen Regierung – in Kenntnis dieser beabsichtigten 
Täuschung – das Abkommen umzusetzen, noch wenige Tage vor Kriegsbeginn, einer der Auslöser 
für den Krieg war. Die Bundesregierung hatte sich in der Uno-Resolution dazu verpflichtet, das 
«gesamte Paket» der vereinbarten Massnahmen umzusetzen. Darüber hinaus hat die 
Bundeskanzlerin mit den anderen Teilnehmern des Normandie-Formats eine Erklärung zur 
Resolution unterschrieben, in der sie sich noch einmal ausdrücklich zur Implementierung der 
Minsk-Vereinbarungen verpflichtete.

Das ist doch auch ein Völkerrechtsbruch?

Ja, das ist ein Völkerrechtsbruch, das ist eindeutig. Der Schaden ist immens. Man muss sich die 
heutige Situation einmal vorstellen. Die Leute, die von Anfang an Krieg führen wollten und immer 
noch wollen, haben den Standpunkt vertreten, mit Putin kann man nicht verhandeln. Der hält die 
Vereinbarungen so oder so nicht ein. Jetzt stellt sich heraus, wir sind diejenigen, die internationale 
Vereinbarungen nicht einhalten.

Nach meinen Kenntnissen halten die Russen ihre Verträge ein, sogar während des aktuellen Krieges
hat Russland weiterhin Gas geliefert. Aber Frau Baerbock hat vollmundig verkündet: «Wir wollen 
kein russisches Gas mehr!» Daraufhin hat Russland die Menge gedrosselt. So war es doch?

Ja, wir haben gesagt, wir wollen kein russisches Gas mehr. Alle Folgewirkungen, die Energiekrise, 
die wirtschaftliche Rezession etc. sind das Resultat der Entscheidung der Bundesregierung und 
nicht einer Entscheidung der russischen Regierung.

Aber wenn Sie die Nachrichten hören oder sehen – auch bei uns in der Schweiz – dann gibt es die 
Energiekrise aufgrund von Putins Entscheid, Krieg gegen die Ukraine zu führen.

In der Vergangenheit gab es zweimal Schwierigkeiten bei der Lieferung von Gas, die von der 
Ukraine verursacht wurden. Da sollte man ehrlich sein. Russland würde weiter liefern, aber wir 



wollen von dort nichts mehr, weil es die Ukraine angegriffen hat. Dann kommt noch die Frage auf: 
Wer hat eigentlich North-Stream II in die Luft gesprengt? 

Haben Sie eine Einschätzung zur Sprengung?

Nein, das wäre reine Spekulation. Es gibt Indizien wie so häufig, aber keine Beweise. Jedenfalls 
keine, die öffentlich bekannt geworden sind. Aber Sie können ganz sicher sein: Die Sonne bringt es 
an den Tag.

Welche Erfahrungen haben Sie in Verhandlungen mit Russland gemacht?

Ich habe viele Verhandlungen mit Russland geführt, z. B. über den russischen Beitrag zum Kosovo-
Einsatz der Nato. Die USA hatten uns darum gebeten, weil sie mit Russland zu keinem Ergebnis 
kamen. Russland war schliesslich bereit, seine Truppen einem deutschen Nato-Befehlshaber zu 
unterstellen. In den 90er Jahren entstand eine enge politische Abstimmung und militärische 
Zusammenarbeit zwischen der Nato und Russland, seit 1997 durch den Nato-Russland-
Grundlagenvertrag geregelt. Die Russen sind harte Verhandlungspartner, aber wenn man zu einem 
gemeinsamen Ergebnis kommt, dann steht das und gilt auch.

Wie sah das Ergebnis aus?

Die Russen wollten in den Verhandlungen um den Grundlagenvertrag eine Art 
Mitentscheidungsrecht erhalten. Das war nicht möglich. Wir haben aber einen Weg gefunden, 
gemeinsame Lösungen in Fällen zu finden, in denen die Sicherheitsinteressen der einen oder 
anderen Seite betroffen sind. Nach dem Georgienkrieg hat die Nato die Zusammenarbeit leider 
weitgehend suspendiert. Es hat sich auch im Vorfeld des Ukrainekrieges gezeigt, dass Regelungen, 
die in Zeiten eines guten Verhältnisses für die Beilegung von Krisen und Konflikten geschaffen 
werden, dann ihren Wert haben, wenn es zu Spannungen kommt. Leider hat man das nicht 
verstanden.

Herr General Kujat, ich danke für das Gespräch.

Interview Thomas Kaiser

* General a.D. Harald Kujat, geboren am 1. März 1942, war u. a. Generalinspekteur der 
Bundeswehr und als Vorsitzender des Nato-Militärausschusses höchster Militär der Nato. Zugleich 
amtete er als Vorsitzender des Nato-Russland-Rates sowie des Euro-Atlantischen-
Partnerschaftsrates der Generalstabschefs. Für seine Verdienste wurde Harald Kujat mit einer 
grossen Zahl von Auszeichnungen geehrt, darunter mit dem Kommandeurskreuz der Ehrenlegion 
der Republik Frankreich, dem Kommandeurskreuz des Verdienstordens Lettlands, Estlands und 
Polens, der Legion of Merit der Vereinigten Staaten, dem Grossen Band des Leopoldordens des 
Königreichs Belgien, dem Grossen Bundesverdienstkreuz, sowie mit weiteren hohen 
Auszeichnungen, u.a. aus Malta, Ungarn und der Nato.
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„Unsere europäischen Werte“: 1,21 Euro Mindestlohn in der 
Ukraine

21. Juli 2022 um 9:00 Ein Artikel von Werner Rügemer 

Die Ukraine ist korrupt – wissen wir, macht nichts, ist ja für die gute Sache. Aber die ärmste und 
kränkeste Bevölkerung, Land als Drehscheibe der europaweiten Niedrigstlöhnerei und des 
Zigarettenschmuggels, Weltspitze beim Handel mit dem weiblichen Körper – und mehr Soldaten als
jeder europäische NATO-Staat. Von Werner Rügemer.

Bei der ersten Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns in der Ukraine, im Jahre 2015, betrug er 
0,34 Euro, also 34 Cent pro Stunde. Danach wurde er erhöht: 2017 betrug er 68 Cent, 2019 betrug 
er 10 Cent mehr, also immerhin 78 Cent, und seit 2021 liegt er bei 1,21 Euro. Schon mal gehört?

Selbst dieser Niedrigstlohn wird nicht immer bezahlt

Das bedeutet natürlich nicht, dass dieser Mindestlohn in diesem Staat tatsächlich korrekt bezahlt 
wird. Bei einer vollen Arbeitswoche im Jahre 2017 betrug so der monatliche Mindestlohn 96 Euro. 
Aber zum Beispiel in der Textil- und Lederindustrie kam dieser Mindestlohn bei einem Drittel der 
meist weiblichen Beschäftigten nur durch erzwungene und nicht eigens bezahlte Überstunden 
zustande. Auch Bezahlung nach Stücklohn ist verbreitet – die bestimmte Zahl an Hemden muss in 
einer Stunde fertiggenäht sein; wenn das nicht klappt, muss unbezahlt nachgearbeitet werden.

Wenn keine Aufträge vorlagen, wurde unbezahlter Urlaub angeordnet. Der gesetzlich zustehende 
Jahresurlaub wurde vielfach nicht gewährt bzw. nicht bezahlt. Die Unternehmensleitung verhinderte
die Wahl von Belegschaftsvertretungen. Mit diesem Mindestlohn lagen die Menschen weit 
unterhalb des offiziellen Existenzminimums: Es betrug im besagten Jahr 166 Euro.

Die Hungerlohn-Kette aus der Ukraine in die EU-Nachbarstaaten

Es gibt etwa 2.800 offiziell registrierte Textilunternehmen, aber auch eine vermutlich ebenso hohe 
Zahl an nicht registrierten Kleinunternehmen. Sie bilden seit Jahrzehnten eine ganz normale 
Schattenwirtschaft, oft in Kleinstädten und Dörfern.

Dabei rangieren die meisten dieser Unternehmen nur als Zweitklasse-Zulieferer für die international
besser vernetzten Billigproduzenten in den benachbarten EU-Staaten, vor allem in Polen, aber auch 
in Rumänien und Ungarn.

So gehen 41 Prozent der Schuhe als Hungerlohn-Halbfertigware aus der Ukraine erstmal in die 
Niedriglohnfabriken Rumäniens, Ungarns und Italiens: Dort kriegen sie dann das unschuldige und 
schöne Etikett „Made in EU“.

Textilbeschäftigte selbst können sich nur Second-hand-Importe aus Deutschland leisten

Die Mehrheit der etwa 220.000 Textilbeschäftigten sind ältere Frauen. Sie halten sich nur durch 
eigene Subsistenzwirtschaft über Wasser, etwa durch einen eigenen Garten mit Hühnerstall. 
Krankheiten wegen Mangelernährung sind verbreitet.

Ihre eigenen Kleider kaufen die Textilarbeiterinnen meist aus Second-hand-Importen: Die kommen 
vor allem aus Deutschland, Polen, Belgien, der Schweiz und den USA. Die Ukraine importiert 
nämlich viel mehr Textilien als sie exportiert.

Die teuren, in der Ukraine vorproduzierten Importe von Boss und Esprit aus dem reichen EU-
Westen sind für die reiche Elite und die NGO-Blase in Kiew bestimmt – während die Mehrzahl der 
Importe billigste Second-hand-Textilien sind. Die Textilarbeiterinnen, aber auch die Mehrheit der 
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Bevölkerung können sich nur die fast kostenlosen Wegwerf-Textilien aus den reichen Staaten 
leisten.[1]

Aber westliche Gewerkschaften und „Menschenrechtler“ blicken immer noch nach Asien und 
Bangladesh, wenn es um menschenrechtswidrige Niedriglöhnerei in der Textilindustrie geht. 
Obwohl die Niedriglöhne in der Ukraine viel niedriger sind. Auch bei den aktuellen Diskussionen in
der EU und im Deutschen Bundestag über ein Lieferkettengesetz: Da geht der Blick weit hinaus, 
global, nach Asien, während die EU-ukrainische Armutskette verleugnet wird.

Hier sitzt sie, die Korruption: C&A, Hugo Boss, Adidas, Marks&Spencer, New Balance, Esprit, 
Zara, Mexx sind die profitierenden Endabnehmer. Sie leben von der menschenrechtswidrigen 
Ausbeutung. Hier in den reichen EU-Staaten sitzen die wichtigsten Akteure der Korruption. 
Klammheimlich begrüßen sie freudig die nicht vorhandene bzw. komplizenhafte Arbeitsaufsicht des
ukrainischen Staates, und die EU deckt das systemische Arbeitsunrecht ebenfalls, mit rituell-
heuchlerischer und folgenloser Anmahnung der Korruption in der Ukraine.[2]

Autozulieferer, Pharma, Maschinenbau

So ähnlich wie in der Textil- und Lederindustrie läuft es auch in anderen Bereichen. Die Ukraine 
war ein Schwerpunkt industrieller Produktion in der Sowjetunion. Nach der Selbstständigkeit 1991 
übernahmen Oligarchen die Firmen, holten Gewinne raus, steckten nichts in die Innovation. Für 
westliche Firmen standen Millionen gut qualifizierter Beschäftigter bereit – zu Niedrigstlöhnen.

Tausende Unternehmen vor allem aus den USA und EU-Staaten – allein aus Deutschland etwa 
2.000 – vergeben Zuliefer-Aufträge für eher einfachere Teile: Porsche, VW, BMW, Schaeffler, 
Bosch und Leoni etwa für Autokabel; Pharma-Konzerne wie Bayer, BASF, Henkel, Ratiopharm und
Wella lassen ihre Produkte abfüllen und verpacken; Arcelor Mittal, Siemens, Demag, Vaillant, 
Viessmann unterhalten Montage- und Verkaufsfilialen. Hier werden durchaus Löhne von zwei bis 
drei Euro gezahlt, also mehr als der Mindestlohn, aber eben noch niedriger als in den angrenzenden 
EU-Staaten Ungarn, Polen, Rumänien.

Deshalb sind die ukrainischen Standorte mit den Standorten derselben Unternehmen in diesen 
benachbarten EU-Staaten eng vernetzt, wo die gesetzlichen Mindestlöhne über 3 Euro und unter 4 
Euro liegen. Die Vernetzung gilt aber genauso mit den noch ärmeren Nachbarstaaten Moldau, 
Georgien und Armenien, die nicht EU-Mitglieder sind. Hier werden ebenfalls Filialen betrieben. Im 
Zuge der „Östlichen Nachbarschaft“, organisiert von der EU, werden alle Unterschiede der 
Qualifikation, der noch niedrigeren Bezahlung ausgenutzt – mit der Ukraine als Drehtür.

Millionenfache Arbeits-Migration

Diese selektive Ausnutzung von Standortvorteilen durch westliche Kapitalisten hat nicht zur 
volkswirtschaftlichen Entwicklung geführt, im Gegenteil. Die Ukraine wurde volkswirtschaftlich 
verarmt. Die Bevölkerungsmehrheit wurde ärmer und kränker gemacht. Eine massenhafte Reaktion 
ist die Arbeitsmigration.

Sie setzte schon früh ein. Bis Ende der 1990er Jahre wanderten mehrere hunderttausend Ukrainer 
nach Russland aus. Die Löhne waren zwar nicht viel höher, aber in Russland schlagen nicht die 
exzessive Verwestlichung des Lebensstils und die Verteuerung der Lebenshaltungskosten für 
Nahrung, Mieten, Gesundheit und staatliche Gebühren durch.

Seit den 2000er Jahren und beschleunigt durch die Folgen des Maidan-Putsches 2014 sind etwa 5 
Millionen UkrainerInnen als Arbeitsmigranten unterwegs – etwa zwei Millionen mehr oder weniger
dauerhaft im Ausland, etwa drei Millionen pendeln in die Nachbarstaaten. Insbesondere der 
polnische Staat, der ohnehin Ansprüche auf westliche Teile der Ukraine erhebt, fördert die 
Arbeitsmigration aus der Ukraine. Etwa zwei Millionen UkrainerInnen verdingen sich in Polen vor 
allem in niedrigen Diensten als Putzkräfte, Haushaltshilfen, Kellner, Altenbetreuer, LkW-Fahrer.[3] 
In Polen blüht auch das Geschäft von Vermittlungsagenturen: Die erklären Ukrainer zu polnischen 
Staatsangehörigen und vermitteln sie etwa als häusliche Pflegekräfte nach Deutschland und in die 
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Schweiz: Da wird dann schon mal der dortige Mindestlohn bezahlt, für eine 40-Stunden-Woche, 
aber in Wirklichkeit müssen die Pflegekräfte 24 Stunden in Bereitschaft sein, so steht es im Vertrag 
mit der polnischen Agentur.

Hunderttausende UkrainerInnen verdingen sich zudem dauerhaft, auf Zeit oder hin- und 
herpendelnd in Rumänien, Ungarn, der Slowakei und Tschechien, mit Mindestlöhnen zwischen 3,10
Euro und 3,76 Euro. Da freuen sich die UkrainerInnen, auch wenn sie ein bisschen unter diese 
Mindestlöhne gedrückt werden – das ist immer noch viel besser als in ihrer Heimat, und die 
Arbeitsaufsicht sagt nichts und die EU sagt auch nichts.

Studierende aus der Ukraine sind gern engagierte Saisonkräfte in der EU-Landwirtschaft. Allein in 
Niedersachsen sind es jährlich etwa 7.000 Studierende, die freilich nicht unbedingt studieren, 
sondern mit gefälschten Immatrikulationspapieren einreisen. Weder in der Ukraine noch in 
Deutschland wird kontrolliert, wie eine Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung ergab.[4]

Mindestlohn in Litauen: 2015 betrug er 1,82 Euro, also fünf mal höher als damals in der Ukraine; 
2020 betrug er 3,72 Euro. Die EU fördert den Ausbau Litauens zur europäischen Speditions-
Zentrale: Mithilfe Künstlicher Intelligenz werden billige und willige LkW-Fahrer aus Drittstaaten 
wie Ukraine, Moldau, aber auch von weiter her wie von den Philippinen quer durch Europa gelenkt.
Sie brauchen keine Sprache zu lernen, sie bekommen ihre Anweisungen über Smartphone und 
Navigator. So fehlten mit Beginn des Krieges in der Ukraine den Speditionen in Litauen und Polen 
plötzlich über 100.000 LkW-Fahrer – aus der Ukraine, sie durften wegen des Militärdienstes nicht 
mehr ausreisen.[5]

Frauen-Armut I: Es blüht die verbotene Prostitution

Der patriarchale Oligarchenstaat Ukraine hat die Ungleichheit zwischen Mann und Frau extrem 
vertieft. Mit 32 Prozent gender pay gap stehen ukrainische Frauen an der allerletzten Stelle in 
Europa: Im Durchschnitt bekommen sie ein Drittel weniger Lohn und Gehalt als ihre männlichen 
Kollegen, im Bereich Finanzen und Versicherung sind es bei gleicher Arbeit sogar 40 Prozent[6] – 
der EU-Durchschnitt ist 14 Prozent. Wegen der patriarchalen Stereotype werden Frauen zudem 
besonders häufig in prekäre Teilzeitjobs abgedrängt, sogar noch weit mehr als in Merkel-
Deutschland, das bei der Benachteiligung von Frauen unter den EU-Staaten mit an vorletzter Stelle 
steht.

Zu dieser patriarchalen Frauen-Armut gehört das Verbot der Prostitution, die aber genau unter 
diesen Bedingungen besonders blüht. Auch Grundschullehrerinnen, die mit ihren 120 Euro im 
Monat nicht auskommen, zählen zu den geschätzten 180.000 Frauen, die in der Ukraine als 
Prostituierte arbeiten, geschiedene alleinstehende Frauen mit Kind, Arbeitslose.

Weil die Prostitution verboten ist, verdienen Bordellbetreiber ebenso mit wie Polizisten und 
Taxifahrer, weil sie durch Schweigen gute Einnahmen haben. Auch Privatwohnungen werden 
genutzt, wie die Bordelle in bester Lage in der Hauptstadt Kiew. Touristen werden angelockt – mit 
80 Euro sind sie dabei. Acht Dienstleistungen pro Nacht – keine Seltenheit. Etwas weniger als die 
Hälfte der Einnahmen bleibt bei den Frauen. So manche hoffen auf eine Übergangszeit von einem 
Jahr, zwei oder auch drei Jahren. Oft vergeblich. Ein Drittel wird drogensüchtig, ein Drittel gilt als 
HIV-positiv.[7]

Nach der „Liberalisierung“ der Sexualdienste durch die Bundesregierung aus Schröder/SPD und 
Fischer/Grünen wurde Deutschland zum „Bordell Europas“. Die bundeseigene 
Entwicklungsgesellschaft GTZ warb in ihrem „Deutschland-Reiseführer für Frauen“ um 
Ukrainerinnen, die jetzt gute Aussichten im Sex-Geschäft hätten. Viele kamen. Merkel-Deutschland
wurde zum europäischen Zentrum für gewerbliche Prostitution, mehrheitlich zudem illegal und 
behördlich geduldet – günstige Bedingungen für Frauen, die nicht aus einem EU-Mitgliedsstaat 
kommen. So liegt es nahe, dass Zuhälter jetzt im Jahre 2022 flüchtende ukrainische Frauen schon 
an der Grenze anzuwerben versuchen.[8]
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Frauen-Armut II: Der weibliche Körper als Nutzungsmaterial

Die Ukraine ist für westliche Unternehmen ein gefälliger Standort für Praktiken, die sonst verboten 
sind, ein tausendfach genutzter Standort für die US-geführte Globalisierung. Das gilt auch für die 
gewerbliche Nutzung des weiblichen Körpers, weit über illegale Prostitution hinaus.

Die Ukraine ist der globale hot spot für industrielle Leihmutterschaft, mit weitergehender 
„Liberalisierung“ als sonst. Die weit verbreitete Frauen-Armut bietet ein unerschöpfliches 
Reservoir.

Vittoria Vita, La Vita Nova, Delivering Dreams oder etwas prosaischer BioTex – unter solchen 
Namen preisen in Kiew und Charkiw Agenturen für Leihmutterschaft ihre Dienste bzw. ihre Frauen 
an. In Katalogen werden, für zahlungskräftige Ausländer, hübsche gesunde Ukrainerinnen 
angeboten. Zwischen 39.900 und 64.900 Euro liegen die Preise für ein gesund abgeliefertes Baby. 
Aus den USA, Kanada, Westeuropa, China kommen die Wunschkind-Touristen.[9]

Das Wunscheltern-Paar liefert in einer der Dutzend Spezialkliniken Ei und Samen ab. Die werden 
in der Retorte befruchtet. Dann wird das fremde Embryo der Leihmutter eingepflanzt. Diese trägt 
ein genetisch fremdes Kind aus. Das wurde in den USA entwickelt, ist aber viel teurer: Zwischen 
110.000 und 240.000 Euro. In der Ukraine ist es weniger reguliert. Die austragende Frau darf 
genetisch nichts mit dem Kind zu tun haben, sie ist nur ein fremdes Werkzeug, das nach Benutzung 
sofort vergessen werden soll, gar nicht mehr existiert – und für die nächste Nutzung für ein ganz 
anderes fremdes Paar bereitsteht.

Die Preise unterscheiden sich je nachdem, ob die Wunscheltern für ihr bestelltes Baby ein 
bestimmtes Geschlecht haben wollen oder nicht: Ohne Geschlechtswahl kostet es bei BioTex 
39.900 Euro, mit zweimaligem Versuch auf das gewünschte Geschlecht kostet es 49.900 Euro, und 
bei zahlenmäßig unbegrenzten Versuchen kostet es 64.900 Euro. Zu diesen Angeboten gehört die 
Hotel-Unterbringung, die Ausstellung der Geburtsurkunde und des Reisepasses im deutschen 
Konsulat. Bisher wurden mehr als 10.000 solcher Babys weltweit ausgeliefert.

Die Leih- oder Surrogatmutter – eine Leihmutterfirma trägt den dazu passenden Namen: Surrogacy 
Ukraine – bekommt während der Schwangerschaft eine monatliche Prämie zwischen 300 und 400 
Euro, nach gelungener Ablieferung des Produkts wird die Erfolgsprämie auf 15.000 Euro 
aufgestockt. Wenn es eine Fehlgeburt gibt, das Kind behindert ist oder dessen Annahme verweigert 
wird, bekommen die Leihmütter nichts. Deren seelische Verfassung bleibt unbeachtet, gegen 
gesundheitliche Schäden besteht keine soziale Absicherung. Untersuchungen über Langzeitfolgen 
werden nicht angestellt.

Null-Stunden-Verträge, Enteignung der Gewerkschaften

Die Selensky-Regierung erhöhte zwar den Mindestlohn auf 1,21 Euro, schwächt und zerstört aber 
gleichzeitig die ohnehin schon seit der Unabhängigkeit immer mehr geschwächten Gewerkschaften.
Das Arbeitsgesetz vom Dezember 2019 ist der bisherige Höhepunkt des extremen Arbeitsunrechts:

*Der Null-Stunden-Arbeitsvertrag ist zulässig: Arbeit auf Abruf. Wenn der Unternehmer Arbeit zu 
vergeben hat, holt er sich kurzfristig den Beschäftigten. Da kann die Zahl der Arbeitsstunden und 
das Arbeitseinkommen auch mal Null betragen.

*Entlassungen müssen nicht mehr begründet werden.

*Die individuelle Aushandlung der Arbeitsverträge wird gefördert – „Aushandlung“ ist natürlich ein
beschönigender Begriff für alternativlose Angebote, was bei der hohen Arbeitslosigkeit kein 
Problem ist. In Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten – das sind über 95 Prozent der 
Unternehmen – können Tarifverhandlungen ausgesetzt werden. Die davon profitierenden 
Unternehmen sind insbesondere staatliche, dann die Agrar- sowie Nahrungsmittel- und 
Tabakkonzerne wie Nestle und Philip Morris.

Außerdem sollen die Gewerkschaften enteignet, das Vermögen soll eingezogen werden. Auch wenn 
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sie geschwächt sind, so haben sie aus sowjetischer Zeit noch Grundstücke und teilweise große 
Häuser, und zwar in den Zentren der Städte. Für Selensky sind das „russische Überreste“ – also 
enteignen!

Hunderttausende Ukrainer protestierten gegen das neue Gesetz – darüber berichtete keine westliche 
Tagesschau. In einem gemeinsamen Brief vom 9. September 2021 haben die Internationale 
Gewerkschafts-Föderation und die Europäische Gewerkschafts-Föderation – ITUC, CSI, IGB – die 
ukrainische Regierung und das mit der Integration der Ukraine beauftragte EU-Komittee darauf 
hingewiesen: Die Ukraine verletzt mit dem neuen Arbeitsgesetz nicht nur alle Arbeitsrechte der 
UNO und der Internationalen Arbeitsorganisation ILO, sondern auch die niedrigen Standards der 
EU – keine Reaktion.[10]

Enteignung und Verarmung der Bauern

Nach der Selbstständigkeit bekamen die etwa 7 Millionen Bauern aus ihren Kollektivfarmen im 
Durchschnitt etwa vier Hektar Land als Eigentum zugeteilt. Das ist zu wenig, um eine eigenständige
Landwirtschaft zu betreiben. Deshalb verpachten die Bauern bisher ihr kleines Land an in- und 
ausländische Oligarchen für eine niedrige Pachtgebühr, gegenwärtig im Durchschnitt für 150 Dollar
pro Jahr, 2008 waren es noch 80 Dollar.

So hat etwa der Oligarch Andry Werewsky mit dem Konzern Kernel 570.000 Hektar Pachtland 
zusammengerafft, der Oligarch Oleg Bachmatjuk schaffte es mit UkrLandFarming auf 500.000 
Hektar, der US-„Heuschrecken“-Investor NCH Capital aus New York brachte es auf 400.000 
Hektar, der Oligarch Juriy Kosuk für MHP auf 370.000 Hektar, der Oligarch Rinat Achmetov für 
seine Agro-Holding auf 220.000 Hektar, während die Continental Farmers Group aus Saudi-
Arabien „nur“ 195.000 Hektar pachtet. Schwedische und niederländische Pensionsfonds mischen 
mit. Aus Bayern kommen Klein-Oligarchen wie Dietrich Treis und Hans Wenzel, die zuhause 60 
Hektar haben, in der Ukraine aber unvergleichlich günstig gepachtete 4.500 Hektar bewirtschaften.
[11] Alexander Wolters aus Sachsen hat sich 4.200 Hektar zusammengepachtet, für 60 Euro pro 
Hektar im Jahr.[12]

Sie alle sind voll in die EU und den westlichen Weltmarkt integriert:

*Die rechtlichen und Steuersitze sind vorzugsweise in den EU-üblichen Finanzoasen Zypern, 
Luxemburg und der Schweiz, die ukrainischen Regierungen brachten Steuererlasse und 
Subventionen bei.

*Sie erhalten immer wieder hohe Kredite der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBRD) und der Europäischen Investitionsbank (EIB).

*Die Samen-, Düngemittel-, Pestizid- und Landtechnik ist v.a. in den Händen von US- und 
deutschen Konzernen wie Cargill, Archer Daniels, John Deere, Corteva, Bayer und BASF.

Hochbezahlte Manager führen die Geschäfte. Einige wenige der Bauern können zum Mindestlohn 
Hilfsdienste in diesem großflächig organisierten Agrobusiness ausführen. Ein bisschen nicht-
verpachtetes Land ermöglicht ihnen kümmerliches Überleben.[13]

Doch die Selensky-Regierung hat die Pacht-Praxis beendet: Seit 1. Juli 2021 können die Bauern ihr 
Land verkaufen, zunächst nur an Käufer mit ukrainischer Staatsangehörigkeit. Dafür richtet die 
Regierung ein Auktionsportal ein, in dem auch anonym geboten werden kann. Die Freigabe des 
Verkaufs der höchst fruchtbaren ukrainischen Schwarzerde wurde nicht nur von oligarchischen land
grabbern verlangt, sondern auch vom Internationalen Währungsfonds IWF, der der 
hochverschuldeten Ukraine für einen neuen 5-Milliarden-Kredit u.a. diese Auflage machte: Land 
darf verkauft werden, das führt zu wirtschaftlichem Aufschwung! Ein späteres Referendum 2024 
soll dann den nächsten Schritt einleiten: Verkauf des Bodens auch an Ausländer. Die weitere 
Verarmung der Bauernfamilien ist eine der Folgen, die unter diesen Bedingungen eingeleitet wird. 
Deshalb protestierten viele Bauern gegen diese „Landreform“ – ohne Wirkung.

Schmuggelzentrale Ukraine: Seit 30 Jahren

https://www.nachdenkseiten.de/?p=86079#foot_13
https://www.nachdenkseiten.de/?p=86079#foot_12
https://www.nachdenkseiten.de/?p=86079#foot_11
https://www.nachdenkseiten.de/?p=86079#foot_10


Ab 1992 kauften die größten Zigarettenkonzerne Philip Morris, R.J. Reynolds, Britisch American 
Tobacco und Japan Tobacco die Zigarettenfabriken in der Ukraine. Teilweise blieb der Staat ein 
paar Jahre als Minderheitsgesellschafter dabei.

Die Produktion mit guten, aber nun schlechter bezahlten Fachkräften galt zum wenigsten für den 
ukrainischen Markt. Das große Spektrum der Luxusmarken wie Marlboro und Chesterfield bis 
hinunter zu Billigstmarken wurde für den Export produziert. Dafür senkte die komplizenhafte 
Regierung die Tabaksteuer auf ein international konkurrenzloses Niveau, weniger als die Hälfte der 
in Europa sonst geltenden Steuer. Gleichzeitig blieben die Zollkontrollen auf niedrigstem Niveau.

Ende der 1990er Jahre erkannte die Europäische Kommission: Philip Morris & Co produzieren in 
der Ukraine mehr als 90 Prozent für den Export, einschließlich mit den Billigzigaretten für den 
globalen Schmuggel in arme Staaten, aber auch in die reichen EU-Staaten. Durch den Schmuggel 
würden die EU-Staaten jährlich um 4 Mrd. Euro geschädigt. Die EU klagte gegen Philip Morris und
Reynolds auf Schadenersatz. Das Gericht in New York wies die Klage 2001 ab. Drei Jahre später 
willigte Philip Morris ein, an die EU 1,3 Mrd. Dollar zu zahlen, um den Kampf gegen Schmuggel 
und gefälschte Etiketten zu unterstützen.

Morris zahlte aber erstmal nicht, 2010 wurde das Abkommen erneuert. Morris hat sich verpflichtet, 
die Summe, auf 12 Jahre verteilt, an Belgien, Finnland, Frankreich, Deutschland, Griechenland, 
Italien, Luxemburg, die Niederlande, Portugal und Spanien zu bezahlen. Diese Staaten haben das 
Abkommen unterzeichnet – aber alle osteuropäischen EU-Staaten nicht. Gleichzeitig blühte hinter 
den Kulissen die Komplizenschaft: Michel Petite, von 2001 bis 2007 Generaldirektor des 
Juristischen Dienstes der EU-Kommission, wechselte 2008 zur US-Kanzlei Clifford Chance, 
übernahm dort den Mandanten Philip Morris und wurde auch noch Vorsitzender des „Ethik-
Komitees“ der EU.[14]

In der Ukraine kostet eine Schachtel Marlboro-Zigaretten trotz inzwischen etwas erhöhter 
Tabaksteuer 2,50 Euro und im Kosovo 1,65 (Stand 2021) – während die Schachtel in Deutschland 7
Euro kostet, in Belgien 6,20, in Frankreich 10, in Italien 6 usw. Deshalb gehen natürlich der Export 
und der Schmuggel aus der Ukraine weiter. Deshalb wird rituell-ergebnislos verhandelt, so auch 
beim 21. Gipfeltreffen EU-Ukraine. „Die Ukraine ist zu einer weltweiten Drehscheibe für die 
Lieferung illegaler Zigaretten nach Europa geworden“, so gestand der Vizechef des ukrainischen 
Präsidentenamtes, Alexej Hontscharuk. Präsident Zelensky hat natürlich wieder zugesagt, dass die 
Ukraine den Tabakschmuggel noch heftiger bekämpfen wird als bisher.[15]

Ukraine: Höchste Militärausgaben in Europa

Durch den von westlichen Akteuren – NATO, Horizon Capital, Swedbank, National Endowment for
Democracy, Black See Trust, Soros Foundation – organisierten Maidan-Putsch 2014 wurde der 
kleine Banker Arsenij Jazeniuk ins Amt des ukrainischen Ministerpräsidenten gehievt.[16] Die 
Boykotte gegen Russland führten zum Verlust mehrerer hunderttausend Arbeitsplätze in der 
Ukraine – allein für deutsche Unternehmen wie den Autozulieferer Leoni waren es etwa 40.000.

Die ukrainische Regierung orientierte sich nun an der EU und führte 2015 einen gesetzlichen 
Mindestlohn ein: 34 Cent pro Arbeitsstunde. Das war eine deutliche Ansage, auf welchem Niveau 
sich die Arbeitseinkommen bewegten. Die Beschäftigten wie in der Textilindustrie und im 
Agrobusiness freuen sich, wenn der Mindestlohn wirklich gezahlt wird. Andere Beschäftigte freuen 
sich, wenn der Stundenlohn in die Nähe von drei Euro kommt. Die Arbeitsmigration Richtung 
Ausland beschleunigte sich, wurde und wird von den nicht so stark verarmten osteuropäischen 
Nachbarstaaten gern genutzt. Die Ukraine wurde endgültig zur „Lieferantin billiger Arbeitskräfte in 
die EU-Länder.“[17]

Der hinsichtlich der Bevölkerungsmehrheit allerärmste Staat in Europa rüstete mithilfe der NATO, 
insbesondere der USA und Großbritanniens, ab 2016 noch schneller auf, von 2,9 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP) für das Militär innerhalb eines halben Jahrzehnts auf das Doppelte bis
2020, also schon vor dem Krieg: auf 5,9 Prozent – hochprozentigster Musterknabe für die 
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Forderung von US-Präsident Obama, die Militärbudgets auf 2 Prozent zu erhöhen. Damit steht die 
Ukraine nach Saudi-Arabien weltweit an 2. Stelle, noch vor dem zweitbesten US-Musterknaben, 
dem hochgerüsteten Israel.[18]

Das Nicht-NATO-Mitglied Ukraine mit jetzt 41 Millionen Einwohnern hat mit seinen 292.000 
Soldaten mehr Militärs als die anderen und auch größeren NATO-Mitglieder (USA natürlich 
ausgenommen), also mehr Soldaten als Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, 
Griechenland, Spanien, Polen, Rumänien… Der Staat mit der allerärmsten Bevölkerungsmehrheit 
in Europa leistete sich bzw. seinen Herren und Damen in Washington, Brüssel, London, Paris und 
Berlin zugleich die weitaus höchsten Militärausgaben, vielleicht zur Vorbereitung eines Krieges, 
oder wofür?

Die ärmste und kränkeste Bevölkerung Europas

Der IWF vergab dem „korruptesten Staat Europas“ (Transparency International) Kredite mit 
Auflagen für Sozial- und Rentenkürzungen, für Erhöhung der Kommunalgebühren (Wasser, 
Abwasser, Müll) und der staatlichen Energiepreise sowie für weitere Privatisierungen. Der IWF war
auch Kriegstreiber: Der Verlust des Donbass würde sich negativ auf die Höhe der westlichen 
Kredite auswirken, ließ er verlautbaren.[19]

Die Staatsverschuldung wurde 2020 auf optisch hübsche 60 Prozent herabgedrückt – hervorragend 
für einen Beitritt zur EU. Begleitfolge: Die Bevölkerungsmehrheit ist noch ärmer, die 
Lebenshaltungskosten, Nahrungsmittel, Kommunalabgaben, Mieten, Gesundheits- und 
Energiekosten sind gestiegen – sind nur noch teilweise bezahlbar oder eben gar nicht mehr. Die 
Durchschnittsrente betrug 2013, vor dem Maidan-Putsch, noch 140 Euro, das war der Höhepunkt in
der Geschichte der unabhängigen Ukraine. Seit 2017 beträgt die Durchschnittsrente 55 Euro. Immer
mehr RenterInnen müssen weiterarbeiten.[20]

Seit der westlich orientierten Unabhängigkeit schrumpfte die Bevölkerung der Ukraine von 51 
Millionen Einwohnern auf jetzt 41 Millionen. Schon vor dem jetzigen Krieg prognostizierte die 
Internationale Organisation für Migration (IOM) für das Jahr 2050 eine weitere Schrumpfung: 32 
Millionen Einwohner, und die würden dann noch mehr im Durchschnitt noch älter sein als jetzt 
schon.

Die ärmste Bevölkerung Europas ist auch die kränkeste: Die Ukraine steht in Europa an erster Stelle
der Todesfälle wegen Mangelernährung.[21]

Wie lobte doch die Präsidentin der Europäischen Kommission, Frau von der Leyen, so 
überschwenglich: „Die Ukraine verteidigt beeindruckend unsere europäischen Werte!“ Deshalb soll 
die Ukraine EU-Mitglied werden. Die Präsidentin fügte hinzu: „Die Ukraine verdient diesen Status, 
denn sie ist bereit, für den europäischen Traum zu sterben.“[22]

Die christlich lackierte Politikerin hat mehr recht, als sie glaubt.
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Congressional Amendment Opens Floodgates for War Profiteers and a Major Ground War on 
Russia  14. November 2022        By Medea Benjamin and Nicolas J. S. Davies (*)                             
In:  "OTHER NEWS"

-------------------------------------------------------------------------------------------------------
aus dem Englischen übersetzt:
Eine Gesetzesnovelle des  US-Kongresses öffnet die Schleusentore                  
für Kriegsprofiteure und eine großen Bodenkrieg gegen Russland

Geht es nach dem Plänen der mächtigen Führer des Wehrdienstausschuss des US-
Senates, den Senatoren Jack Reed (Demokratische Partei) und Jim Inhofe 
(Republikanische Partei), wird der US-Kongress in Kürze eine Notstandsermächtigung in 
Kriegszeiten beschließen. Diese Gesetzesnovelle  sieht vor, dass das amerikanischen 
Verteidigungsministeriums (Pentagon) noch viel größere Rüstungsreserven für den 
Kriegsfall anlegt. Die Gesetzesnovelle soll noch dieses Jahr verabschiedet werden, d.h. 
Gesetz werden. 
Die Gesetzesnovelle, so heißt es, soll dazu dienen, die Waffen, die die USA in die Ukraine 
geschickt hat, zu ersetzen, doch diese Wunsch-Liste bzw. das Ausmaß der Waffen die das 
Pentagon bestellen will und die Waffenindustrie produzieren wird, weist auf etwas anderes 
hin.
Wenn die Reed/Inhofe Liste wirklich bedeutet, dass die USA die Waffenvorräte, die sie in 
die Ukraine liefert, ersetzen will, wieso übertrifft die Menge der Waffen auf der Liste derer in
die Ukraine gelieferten Waffen um ein Vielfaches?

Machen wir den Vergleich:
1) Die USA hat der Ukraine bis jetzt 38 Himar Raketen Systeme geliefert.
    Die 2 Senatoren planen nun 700 dieser Systeme mit 100.000 Raketen  bei der   
    Fa.Lockheed zu bestellen. Kosten: 4 Milliarden Dollar.                                                                     
2) Von einer weitere Artillerie-Waffe, der M777 155 mm howitzer, von der die Ukraine bis jetzt 142  
     Stück erhielt, planen die Senatoren 1000 Stück bei der Fa. BAE System zu bestellen. Kosten: 3,7 
     Milliarden Dollar.                                                                                                                              
3) MGM -140 ATACS Raketen sollen 6000 Stück bestellt werden, 10 Mal mehr als die USA
    überhaupt je verwendet hat. Kosten: 600 Millionen Dollar.                                                              
4) 20.000 Stinger  Boden-Luft Rakete Flugabwehrraketen der Fa. Ratheon. Die Ukraine erhielt bis 
     jetzt 1400 Stück. Kosten insgesamt: 2,4 Milliarden Dollar .                                                              
5) Weiters sollen 1000 Boeing Harpoon missiles und 800 Kongsberg Naval Strike Missiles, Kosten 
     zusammen 3,2 Milliarden Dollar, bestellt werden.                                                                           
6)  Patriot Luftabwehrsysteme (Raketenwerfer) – ein System kostet ca.1 Milliarde Dollar, die USA   
     werden   30 Stück bestellen. Dazu 10.000 Patriot Rakete - Kosten mit den Raketenwerfern            
     ca. 30 Milliarden Dollar. Kosten: insgesamt ca. 43,9 Milliarden Dollar.

Mark Cancian, ein US-Militäranalyst und Ex-Marine Colonel, sagte dazu:
„Das ersetzt nicht, was wir der Ukraine geben. Es heißt vielmehr Vorräte für einen 
großen Bodenkrieg für die Zukunft anzulegen Das ist nicht die Liste, die man für 
China verwenden würde. Für China brauchen wir eine ganz andere Liste.“

Die Autoren des Artikels: „Das Pentagon hat diese Vorratspläne für einen Krieg in 
vollem Umfang zwischen den USA und Russland. Wenn diese Pläne je umgesetzt 
werden und nicht einen sofortigen Nuklear-Krieg auslösen, der das Ende der Welt 
bedeutet, dann brauchen diese Pläne sehr große Mengen Spezial-Waffen, und das ist
der Zweck  der Reed-Inhofe Gesetzesnovelle von den riesigen Waffenarsenalen“.



Laut  den Autoren belaufen sich die budgetierten Ermessensausgaben des US-
Verteidigungsministeriums und den anderen sich aufs Militär bzw. Sicherheit beziehenden 
Ausgaben im Budget in den USA schon im nächsten Jahr auf 2/3 des Gesamtbudgets
der USA, das sind ca. 3000 Milliarden pro Jahr!

PS: Am 15. Dezember 2022  hat der US-Senat die erwähnte Gesetzesnovelle für 
das Fiskaljahr 2023 mit 88 zu 11 Stimmen beschlossen. (https://www.armed-
services.senate.gov/press-releases/reed-inhofe-praise-senate-passage-of-the-fiscal-year-2023-national-
defense-authorization-act)

Obiger Artikel besagt also, dass die USA ihrer Rüstungsindustrie nun 
gerade weitere Aufträge in der Höhe von 57,8 Milliarden Dollar erteilen, 
um Waffen-Vorräte für einen großen Boden-Luft- Krieg gegen Russland 
anzulegen. Die NATO-Soldaten aus Europa, allen voran Deutschland sollen
nun vor allem für die Profite der US-Konzerne gegen Russland 
marschieren. Unsere Politiker wollen, dass wir da wieder 
mitmarschieren.
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